
*Dr. Martin Panek und Franz-Xaver Betz sind Referent bzw. Sachbearbeiter für 
Betriebsprüfung im Bayerischen Landesamt für Steuern. Der Beitrag gibt die persönliche 
Auffassung der Verfasser wieder.
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*StSenkG=Steuersenkungsgesetz
KassenG= Gesetz zum Schutz vor Manipulation an dig. Grundaufzeichnungen 

(ausgegeben im Bundesgesetzblatt am 28.12.2016)

Die GoBD ersetzen die GoBS vom 07.11.1995 und die GDPdU vom 16.07.2001  und 
gelten für Veranlagungszeiträume, die nach dem 31.12.2014 beginnen. Sie sind von allen 
buchführungs- und aufzeichnungspflichtigen Steuerpflichten zu beachten.

Quellen zu Buchführungsvorschriften und Digitale Buchführung (neben den gesetzlichen 
Regelungen):
R 5.2 EStR
Verwaltungsanweisung zu den GoB
BMF 05.04.2004
Aufzeichnung der Kunden bei Bargeschäften BStBl. 2004 I S. 419 (aufgehoben) , 
überflüssig wg. Geldwäschegesetz
BMF 09.01.1996 
Aufbewahrung von Unterlagen einer Registrierkasse BStBl. I 1996 S. 34 
AEAO 15.07.1998 
allgemeine Verwaltungsanweisungen BStBl. I 1998 S. 704 
BMF 26.11.2010 
Aufbewahrung digitaler Unterlagen bei Bargeschäften BStBl. I 2010 S. 1342 
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BMF 07.11.1995
GoB bei EDV-gestützten Systemen (sog. GoBS) BStBl. I 1995 S. 738 
BMF 16.07.2001
Grundsätze zum Datenzugriff und zur Prüfbarkeit digitaler Unterlagen 
(sog. GDPdU) BStBl. I 2001 S. 415 
BMF 14.11.2014
Grundsätze zur ordnungsgemäßen Führung und Aufbewahrung von Büchern, 
Aufzeichnungen und Unterlagen in elektr. Form sowie zum Datenzugriff 
(sog. GoBD) 
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Der Steuervollzug unterliegt einem laufenden 

Wandel insb. aufgrund fortschreitender Technisierung und 

Digitalisierung.

Die Grundprinzipien des Besteuerungsverfahrens 

wie Rechtmäßigkeit, Gleichmäßigkeit, 

Verhältnismäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und 

Zweckmäßigkeit sind jedoch auch hier 

einzuhalten.

Durch das Verifikationsprinzip soll zudem die 

Einhaltung von Gesetzesnormen durch sich am 

Kontrollbedürfnis ausrichtende Kontrollen 

sichergestellt werden.
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Zur Erreichung dieser Zielsetzung ist die 

Finanzverwaltung aufgefordert und ermächtigt sog. 

Risikomanagementsysteme einzusetzen, um: 
� die vorhandenen personellen Ressourcen zur Prüfung der wirklich prüfungswürdigen 

Fälle zu konzentrieren sowie 

� die automationsgestützte Bearbeitung von Vorgängen weiter auszubauen.
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Die erste Stufe der sog. klassischen Fallauswahl basiert auf der 
Betriebsgrößenklassenzuweisung, die ihrerseits Einfluss auf die Prüfungshäufigkeit und 
die Prüfungsdichte nach sich ziehen kann.
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Das RMS-Bp ergänzt das herkömmliche Verfahren der Betriebssegmentierung und damit 
einhergehend die 1. Stufe der klass. Fallauswahl.

Die primäre Zielsetzung von RMS-Bp ist 

die Steigerung der Effizienz in der 

Fallauswahl
� mithilfe der Automation

� anhand einer Vielzahl definierter Risikoregeln.
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Durch Berücksichtigung und Gewichtung einzelner Risikofelder/-faktoren wird ein 
Risikoindikator gebildet, der Grundlage eines Prüfungsaufgriffs sein kann.

Zielsetzung ist hier vor allem die Konzentration der Prüfungsbelastung auf Fälle 

mangelnder Gesetzestreue / Compliance nach dem Motto:

>> Den ehrlichen Steuerpflichtigen unseren Service,

den unehrlichen die Strenge des Gesetzes. <<
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Umfang des Datenzugriffs:
Alle aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Daten, insbesondere Finanz-, 
Anlagen- und Lohnbuchhaltung einschließlich aller Vor- und Nebensysteme, die solche 
Daten enthalten. 

Das Erstqualifizierungsrecht liegt beim Stpfl. / Stb (§ 33 StBG).

Die Kosten des Datenzugriffs trägt der Steuerpflichtige (§147 Abs. 6 Satz 4 AO)
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Die Wahl der Datenzugriffsart liegt bei der Finanzbehörde. Es können auch 
Datenzugriffsarten kombiniert werden. 

Hinweis:
Eine Fernabfrage (Online-Zugriff) der Finanzbehörde auf das DV-System des 
Steuerpflichtigen durch die Finanzbehörde ist ausgeschlossen.
Die Finanzbehörde ist nicht berechtigt, selbst Daten aus dem DV-System 
herunterzuladen oder Kopien vorhandener Datensicherungen vorzunehmen. 
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Maschinelle Auswertbarkeit geregelt in Rz. 125-129 der GoBD
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Hinweis: Bei empfangenen Lieferscheinen, die keine Buchungsbelege i.S.d. Abs. 1 Nr. 4 
sind, endet die Aufbewahrungsfrist mit Erhalt der Rechnung. Bei versandten
Lieferscheinen, die keine Buchungsbelege i.S.d. Abs. 1 Nr. 4 sind, endet die 
Aufbewahrungsfrist mit Versand der Rechnung. Dies gilt für alle Lieferscheine, deren 
Aufbewahrungsfrist am 01.01.2017 noch nicht abgelaufen ist. (Zweites 

Bürokratieentlastungsgesetz, BGBl 2017 I S. 2143ff)
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Die Kosten für die Aufbewahrung (z.B. Archivierung) trägt der Steuerpflichtige.

Unterschiede bei der Aufbewahrung von Papier und elektronischen Belegen:

Papierbeleg: Angaben zur Kontierung, zum Ordnungskriterium für die Ablage und zum 
Buchungsdatum sind erforderlich (Rz. 64).

elektronischen Beleg: Hier kann dies auch durch die Verbindung mit einem Datensatz mit 
Angaben zur Kontierung oder durch eine elektronische Verknüpfung (z. B. eindeutiger 
Index, Barcode) erfolgen (Rz. 64). 

Allg. Grundsatz zur Ablage von Belegen:
Sachverständiger Dritter muss sich innerhalb angemessener Zeit einen Überblick 
verschaffen können andernfalls ist durch organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, 
dass die Geschäftsvorfälle auch ohne Angaben auf den Belegen in angemessener Zeit 
progressiv und retrograd nachprüfbar sind (Rz. 64 der GoBD).
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Die Bundesregierung hat am 13.7.2016 einen Referentenentwurf zu Aufzeichnungen bei 
Nutzung von elektronischen Geräten ins Gesetzgebungsverfahren eingebracht. Nach den 
Beratungen in den legislativen Gremien wurde Ende 2016 das entsprechende Gesetz 
beschlossen (ausgegeben im Bundesgesetzblatt am 28.12.2016).
Zweck des Gesetzes ist die Sicherstellung der Unveränderbarkeit von digitalen 
Aufzeichnungen nach der erstmaligen Speicherung, um Missbrauchsmöglichkeiten durch 
nicht dokumentierte Stornobuchungen oder Manipulationsprogrammen entgegen zu 
wirken. 
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Die Änderung der Abgabenordnung ist das Kernstück des Gesetzes. § 146 Abs. 1 AO 
wurde neu gefasst.
Darüber hinaus wurden zwei neue Vorschriften § 146a und § 146b AO eingefügt sowie §
147 Abs. 6 AO und § 379 AO angepasst.
Um § 146a AO nicht zu überfrachten werden Detailfragen in die sog. 
Kassensicherheitsverordnung (KassenSichV - ausgegeben im Bundesgesetzblatt am 
06.10.2017) ausgelagert.

*Besonderheit: Unter den Voraussetzungen des § 30 des Einführungsgesetzes zur AO 
verlängert sich die First auf 31.12.2022.
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